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Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 9 der öffentlichen Sitzung am 05. November 2012

Antrags-Nr. 12-F-33-0110

Schulerfolg sichern - von Anfang an
- Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU und SPD vom 21.09.2012 -

Auch in Wiesbaden sind die Bildungschancen für Kinder ungleich verteilt. Verschiedene Faktoren 
können den Bildungserfolg befördern oder beeinträchtigen. Schon heute gibt es eine Vielzahl von 
Aktivitäten, die dazu beitragen sollen, Bildungshemmnisse abzubauen. So haben 
Sozialverwaltung, freie Träger und der Jugendhilfeausschuss mit dem „Handlungsprogramm zum 
Abbau der herkunftsbedingten Bildungsbenachteiligung“ in 2011 bereits ein breites Konzept 
erarbeitet.

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Der Magistrat wird gebeten, eine Übersicht der bestehenden Förderangebote durch die 
Stadt und der freien Träger zu erstellen, die nach den Alters- bzw. Entwicklungsstufen der 
Kinder/Jugendlichen aufgebaut ist. 

2. Weiter möge der Magistrat berichten, 
a. in welcher Form die Wirksamkeit der genannten Maßnahmen überprüft wird und ob  

Erfahrungen der systematischen Wirksamkeitsüberprüfung aus anderen Städten 
zum Vergleich herangezogen werden können.

b. welche weiteren Aktivitäten zum Abbau von Bildungshemmnissen geplant sind.

Beschluss Nr. 0566

Die Beratung des gem. Antrages von CDU und SPD vom 21.09.2012 betr.

Schulerfolg sichern – von Anfang an

wird auf die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 22.11.2012 verschoben.

 

Dem Magistrat Wiesbaden,     .11.2012
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher
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Der Magistrat Wiesbaden,     .11.2012
-16 -

Dezernat VI Dr. Müller
mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbürgermeister
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